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zum TOP 6 
 

Marburger Ortsrecht:  
II. Nachtrag zur Friedhofssatzung und I. Nachtrag zur Friedhofsgebührenord-

nung der Universitätsstadt Marburg  
(VO/6542/2018) 

 
 
Die in § 3 Leistungen, Gebührensätze, Gebührenmaßstäbe" unter Absatz 1, "Erwerb von Nut-
zungsrechten" aufgeführten Gebühren für die Zeit ab dem 1.2.2019 werden halbiert und die 
Veränderungen für die folgenden Jahre gestrichen. 
Außerdem werden die Urnenreihengräber proportional so stark subventioniert wie Erdreihen-
gräber. 
 
 
Begründung 
Die Grabnutzungsgebühren, die ab dem 1.1.2021 gelten sollen, sind die höchsten der hessi-
schen Städte mit mehr als 50.000 Einwohner/innen. Im Durchschnitt sind sie in diesen Kom-
munen für die gleichen Zeitspannen nur halb so hoch wie in Marburg. 
 
Niedrigere Gebühren sind auch sinnvoll, denn die Höhe der Gebühren mit dem Kostende-
ckungsprinzip zu rechtfertigen, geht nur mit einer sehr kreativen Kostenrechnung. Die Gebüh-
ren übersteigen sowohl bei den Erd- und noch mehr bei den Urnenbestattungen die tatsächli-
chen Kosten erheblich. 
 
Die Angehörigen müssen heute für Kosten mit aufkommen, die die Bestattungskultur früherer 
Generationen verursacht hat. Da heute 60 Prozent der Verstorbenen eingeäschert werden, ist 
der Platzbedarf für Gräber stark zurückgegangen. Die meisten Kosten verursachen heute die 
Pflege der Grün- und Parkanlagen. Deshalb reicht es nicht, den grünpolitischen Wert der Fried-
höfe auf 700.000 Euro zu erhöhen. Die Friedhöfe sind Orte mir Denkmalwert für deren Kosten 
nicht nur die Angehörigen von Verstorbenen aufzukommen haben. 
 
Trotz starker Subventionierung der Erdreihengräber im Vergleich zur Kalkulation sind die 
Preise nicht sehr sozial. Von den vergleichbaren Städten liegt nur Rüsselsheim knapp über 
der Marburger Nutzungsgebühr. Außerdem ist nicht einzusehen, warum für Urnenbestattun-
gen eine ähnlich hohe Subvention fehlt und noch stärker subventionierte Gebühren für Kinder-
bestattungen gar nicht vorkommen. 
 
Die Marburger Linke fordert daher, dass die Friedhofsgebühren auf das durchschnittliche hes-
sische Niveau gesenkt werden, und die Benachteiligung von Urnenbestattungen beendet wird. 
 
 



 


